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POLEN

Andreas Polkowski

Polen vor ernsten Herausforderungen
Die erste nichtkommunistisch geführte polnische Regierung der Nachkriegszeit 
steht vor gravierenden politischen und ökonomischen Problemen. Mit welchen 
Rezepten läßt sich gegen die chronische Wirtschaftskrise erfolgreich angehen? 

Inwieweit kann westliche Hilfe den polnischen Reformprozeß erleichtern?

Die Reform politik hat in Polen m ittlerweile eine über 
30jährige Geschichte. Die zahlre ichen partiellen 

Veränderungen und Reform etappen hatten bisher eines 
gem einsam  -  das Ziel, die sozialistische Ö konom ie den 
Erfordernissen der Zeit anzupassen und som it die kom ­
m unistische Macht zu stärken. Die halbherzigen Refor­
men blieben jedoch säm tlich ohne Erfolg. Die Kluft zw i­
schen gesellschaftlichen und individuellen Bedürfn is­
sen und den ökonom ischen M öglichkeiten des System s 
hat sich ständig vergrößert. Die Notwendigkeit zu grund­
legenden ökonom ischen und politischen Reformen 
wurde im m er zwingender.

Die kom m unistische Partei, besorgt um die S tab ilis ie­
rung der Macht, versuchte daher noch unter ihrer Feder­
führung „radikale R eform en“ durchzusetzen. Auf dem 
siebten Plenum des ZK der PVAP m ahnte Parteichef 
Jaruzelski ganz im sozialdem okratischen Sinne: „S o ­
viel M arkt wie möglich und soviel Plan wie nötig .“ Weil 
der Plan als ein w irksam es Steuerungsinstrum ent der 
volksw irtschaftlichen Abläufe schon lange untauglich 
geworden ist und weil der M arktm echanism us fehlte, 
versch lechterte sich die W irtschafts lage aber auch w e i­
terh in '. Die Unzufriedenheit der Bevölkerung erreichte 
einen neuen Höhepunkt, w ie die Streiks im Jahre 1988 
erkennen ließen. Die kom m unistische Partei schob aus 
Selbsterhaltungstrieb in d ieser S ituation die ganze 
Schuld für die verfehlte W irtschaftspolitik  der Messner- 
Regierung zu und veranlaßte sie zum  Rücktritt. Damit 
wurde der achte Regierungswechsel in der polnischen 
Nachkriegsgeschichte und der erste in einem norm alen 
parlam entarischen Rahmen eingeleitet.

Dr. Andreas Polkowski, 40, is t w issenschaftlicher 
M itarbeite r in der Forschungsabte ilung Sozia listi­
sche Länder und O st-W est-W irtschaftsbeziehun- 
gen des HW W A-Institut fü r W irtschaftsforschung- 
Hamburg.
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Die neue kom m unistische Regierung unter Minister­
präsident Rakowski bekräftigte ihre Entschlossenheit 
zu schnellen und radikalen Reform en. Für die Wirt­
schaftspolitik wurden drei strateg ische Ziele formuliert: 
Entw icklung der Landw irtschaft (einschließlich der Zu­
lieferindustrie und der Nahrungsm ittelindustrie), des 
W ohnungsbaus und des Um weltschutzes. Den Worten 
sollten auch m utige Taten folgen: Schließung unrenta­
bler Betriebe, Durchforstung des Vorschriftendschun­
gels, Abschaffung des Staatsm onopols beim Aufkauf 
von Agrarprodukten, Förderung des Unternehmungs­
geistes, Neuform ulierung des Entwurfs für das Joint- 
Venture-Gesetz. Zum  Jahresende 1988 verabschiedete 
das poln ische Parlam ent w ichtige Gesetze: das Gesetz 
über die W irtschaftstä tigke it sow ie das neue Joint-Ven­
ture-Gesetz.

Das Gesetz über die W irtschaftstä tigke it der Unter­
nehm en schafft Chanceng le ichheit für Privatunterneh­
mer, G enossenschaften und staatliche Betriebe. Das 
dem  G esetz zugrunde liegende Prinzip „was nicht aus­
drücklich verboten ist, ist erlaubt“ soll E igeninitiative frei­
setzen. Mit dem  Inkrafttreten des neuen G esetzes über 
die Ausübung einer W irtschaftstä tigke it m it ausländi­
scher Beteiligung wurden die G ründungs- und Arbeits­
m öglichkeiten von G em einschaftsunternehm en in Po­
len erheblich vereinfacht. Durch das G esetz kam es im 
übrigen zu einer Vereinheitlichung aller Vorschriften 
über ausländische Investitionen in Polen. Das neue Ge­
setz soll Auslandskapital anlocken und den ökonomi­
schen W andel unterstützen. Die beiden Gesetze, denen

' Vgl. A. P o  I k 0 w  s k i : P o len 1988.89. Von de r zen tra len  Steuerung 
d e r W irtsch a ft zu r zen tra le n  S teue rung  des  R e fo rm pro zesses , in: 
K. B o l z  (H rsg .): O ie w ir ls ch a ttü ch e  E n tw ick lu ng  in  den  sozia listi­
schen  Lan dern  O s teu ropa s  zu r Ja h re sw e n d e  1988.89. H a m burg  1989. 
S. 108 ff.

 ̂ Vgl. Z a io ze n ia  p rog ram u  g o sp o d a rcze g o  na la ta  1989-1992. Reform a
G ospoda rcza . D oda tek  „R z e c z p o s p o lite j" , Nr. 163 vom  13. 7 .1 9 8 9 .
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weitere W irtschaftsgesetze -  unter anderem  die Fi­
nanzwirtschaft der Staatsbetriebe, das Bankrecht und 
das Devisenrecht betreffend -  folgten, wurden von der 
Rakowski-Regierung als Hauptsäulen eines „A npas­
sungsprogramms“ der W irtschaft gesehen, m it dessen 
Hilfe bis 1992 ein w irtschaftliches G leichgew icht erzielt 
werden sollte®. D ieses Programm, m ehr auf die Ein­
schränkung der B innennachfrage als auf die Förderung 
der Aktivitäten auf der Angebotsseite ausgerichtet, fand 
zwar Unterstützung der IW F-Experten^, jedoch keine 
breite politische Basis im Lande. Die angekündigte 
Demonopolisierung der Nahrungsm itte lw irtschaft zum 
1. Januar 1989 blieb aus, die Freigabe der N ahrungsm it­
telpreise wurde um sieben M onate verschoben. Die Re­
gierung hat dem  Druck der G ewerkschaftsorganisatio­
nen und Betriebsbelegschaften nach höheren Löhnen 
und Gehältern nachgegeben und som it die Lohn-Preis- 
Spirale erneut in Bewegung gesetzt. Der S taatshaus­
halt und die G eldpolitik sind außer Kontrolle geraten. 
Die Hoffnungen, daß der Umbau des System s ohne so­
ziale Lasten und ohne Senkung des Lebensstandards 
erfolgen könnte, mußten begraben werden.

Entscheidende Wende

Die kom m unistische Partei, die bereit war, den Re­
formprozeß zu unterstützen und zu diesem  Zweck so­
gar sich selbst zu reform ieren, hat eingesehen, daß sie 
nicht mehr allein die Verantwortung für die Politik des 
Landes tragen kann. Sie versuchte daher, die M acht­
ausübung zu „vergese llschaften" und die aktiv wer­
dende O pposition in die Verantwortung einzubeziehen. 
Nachdem der erste Versuch, die Rakowski-Regierung 
um Vertreter der O pposition zu erweitern, feh lgeschla­
gen war, sollte der politische und gewerkschaftliche P lu­
ralismus und auf seiner G rundlage das Program m  der 
ökonomischen Um gestaltung bei den G esprächen am 
Runden Tisch ausgehandelt werden'*.

Die G espräche am Runden T isch bedeuten eine ent­
scheidende W ende im poln ischen Reformprozeß. Sie 
haben bewiesen, daß die politischen Kräfte im Lande 
reifer geworden sind und daß ein gesellschaftlicher Kon­
sens zw ischen ihnen m öglich ist. Vor dem  Hintergrund 
der schwierigen W irtschafts lage und der erwarteten fi­
nanziellen Hilfe vom W esten waren d ie G espräche auch 
eine w ichtige Dem onstration der Entw icklung zur Nor­
malität. Sie stellten außerdem einen erfolgre ichen Ver­
such dar, den Reform prozeß um die bis je tzt fehlende.

’  Vgl. R zeczpospo lüa . Nr. 155 vom  4. 7 .1 9 8 9 .

‘  Vgl. Zycie g osp oda rcze , Nr. 16 vom  16. 4. 1989.

 ̂ Vgl. N a chrich ten  fü r den  A uß enhan de l. Nr. 156 vom  15. 8. 1989; D ie 
W irtschaft des O stt)locks, Nr. 24  vom  4. 9. 1989.

jedoch unentbehrliche politische Kom ponente zu ergän­
zen. Die vereinbarte W iederzu lassung der Solidarnoäc 
und die te ilweise freie Wahl (Aufteilung der Mandate 
zum  Sejm und freie W ahlen zum  Senat) haben qualitativ 
gesehen eine ganz neue S ituation für die O pposition ge­
schaffen. Sie wurde nicht nur zu einem anerkannten 
Partner auf der politischen Bühne, sondern letztlich 
auch m it der B ildung der Regierung beauftragt. D ie er­
ste nichtkom m unistisch geführte Regierung, die eine li­
berale M arktw irtschaft entschieden befürwortet und die 
alle Reste der zentra lgesteuerten W irtschaft beseitigen 
will, steht jedoch vor ernsthaften Problemen, die sich 
aus dem  „prekären D re ieck“ W irtschaftslage -  Reform ­
k o n z e p t-s o z ia le  Kosten der Reform ergeben.

Wirtschaftslage

Die gegenwärtige W irtschaftslage ist katastrophal^. 
Für das erste Halbjahr 1989 wurde in der gesam ten In­
dustrie ein W achstum von nur 1 % ausgewiesen, wobei 
im zweiten Q uartal ein M inus von 1% erw irtschaftet 
wurde. A ls Hauptgrund wird die Versorgung m it Brenn- 
und Rohstoffen sow ie m it M aterialien angeführt, die sich 
gegenüber dem  ersten Halbjahr 1988 um 2,3%  ver­
schlechtert hat. A lle in die Steinkohleförderung ist um 
3,9%  auf 93 Mill. t und die Rohstahlproduktion um 5,9%  
auf 7,9 Mill. t zurückgegangen. Die um 4,1 % gestiegene 
A rbeitsproduktivitä t in der Industrie mußte teuer erkauft 
werden; ein Prozent Produktionszuwachs entsprach ei­
ner Lohnsteigerung um 1,4%. Es besteht die Gefahr, 
daß die industrie lle Produktion für das gesam te Jahr 
1989 rückläufig sein w ird (geplant war eine Steigerung 
um 4 ,2% ). Die einzige positive Nachricht kom m t aus der 
Landwirtschaft; die G etreideernte stieg gegenüber dem 
Vorjahr um 2,3 Mill. t.

W ährenddessen stiegen im ersten Halbjahr 1989 die 
Einzelhandelspreise um 80%  (im G esam tjahr 1988 um 
60% ). Die G eldeinkünfte der Bevölkerung sind im Ver­
gleich zum  ersten Halbjahr des Vorjahres um 117,8% 
gestiegen, darunter die Löhne und G ehälter um 114,9%. 
Die Freigabe der Nahrungsm ittelpreise seit dem 1. Au­
gust löste eine neue Teuerungswelle aus; die Preise 
stiegen um das Drei- bis V ierfache, und die Löhne und 
G ehälter zogen nach. Die M onopolstellung der staatli­
chen und genossenschaftlichen Betriebe erm öglicht es 
ihnen weiterhin, die steigenden Produktionskosten auf 
die Konsum enten zu überwälzen. Ohne w irksam e So­
fortm aßnahm en wird in Polen eine Stagflation kaum zu 
verm eiden sein. Die Inflationsrate bewegt sich auf J ah ­
resbasis auf 4 000%  zu.

Trotz des hohen Preisanstiegs bleiben die Regale in 
den Läden leer. A lle in in den ersten sechs M onaten 1989
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führte Polen Lebensm ittel und andere Konsum artikel für 
659 Mill. US-S und 612 Mill. Rubel ein, die den M arkt je- 
docfi niefit stabilisieren konnten. Auch die EG-Nah- 
rungsm ittelhilfe in Höhe von 130 Mill. ECU ist in diesem 
Zusam m enhang als ein Tropfen auf den heißen Stein zu 
betrachten. Eine spürbare Verbesserung der Versor­
gungslage ist nur durch eine Produktionssteigerung in 
der poln ischen Landw irtschaft und Industrie zu erre i­
chen.

Im ersten Halbjahr 1989 betrug das Budgetdefizit 
3 500 Mrd. Zloty, wobei für das ganze Jahr ein Defizit 
vom m aximal 1000 Mrd. Z loty geplant w ar Der größte 
Teil der Budgeteinnahm en kommt aus den Betrieben; 
aus dieser E innahm equelle kann nicht mehr herausge­
holt werden, denn die Steuerbelastung der Betriebe hat 
schon längst jeden vernünftigen Rahmen überschritten. 
Bei der Sanierung der Staatsfinanzen kom m t es vor a l­
lem auf eine drastische Kürzung der Ausgaben an, von 
denen circa 40%  allein auf verschiedene Zuschüsse 
entfallen.

Die hohen Auslandsschulden schränken die b innen­
w irtschaftlichen Entw icklungsm öglichkeiten des Lan­
des weiter ein. Die gegenwärtige Verschuldung Polens 
in konvertib len W ährungen liegt bei 39 Mrd. US-S, d.h. 
sie ist fünfm al so hoch w ie die polnischen W estexporte. 
Dieser seit 1970 angewachsene Schuldenberg ist auch 
durch fällige und nicht gezahlte Zinsen (sie mußten der 
Schuldensum m e zugeschlagen werden) und den Kurs­
verfall der am erikanischen W ährung m it verursacht wor­
den.

Die Deviseneinnahm en aus den W aren- und D ienst­
le istungsexporten in die Hartwährungsländer zusam ­
men mit privaten G eldüberweisungen reichen gegen­
wärtig bei weitem  nicht aus, um die volksw irtschaftlich 
notwendigen Im porte in vollem Umfang zu tätigen sowie 
den Schuldendienst vollständig zu leisten. Der Zugang 
zu neuen Krediten bleibt für Polen vorläufig versperrt. 
Nach M einung poln ischer Finanzexperten braucht das 
Land aber sowohl neue Kredite als auch neue Schu l­
dendienstkonditionen®.

Reformkonzept für den Übergang

Eine ausgearbeitete Theorie, wie der Übergang von 
einer sozialistischen P lanw irtschaft zu einer freien 
M arktw irtschaft zu bewerkste lligen ist, haben weder die 
westliche Nationalökonom ie noch die östlichen Refor­
mer anzubieten. „W ir wollen sowohl die Fehler der kapi­
talistischen M arktw irtschaft als auch die des bisherigen 
System s verm eiden“ -  sagte W alesa und artiku lierte da­
mit den W unsch breiter Kreise der Bevölkerung nach 
Veränderungen sow ie ihre Angst vor den m öglichen Fol­

gen des Umbaus. Der neue M in isterpräsident Mazo- 
w iecki stellt dagegen die M arktw irtschaften der Indu­
strie länder als ein M usterbeispie l für die poln ische Um­
gestaltung dar. Sein M inister Trzeciakowski (Sonderm i­
nister für W irtschaft) w iederum  m öchte „kapitalistisch 
produzieren und sozialistisch verte ilen“ .

In allen Fällen taucht jedoch die Frage nach dem 
„W ie “ auf. Denn allein dadurch, daß das alte Etikett der 
P lanw irtschaft durch ein neues der M arktw irtschaft er­
setzt wird, werden die Problem e des Landes nicht ge­
löst. Und für eine M arktw irtschaft g ibt es in Polen bisher 
keine rechtliche G rundlage. Es fehlen auch klare Vor­
stellungen über die notwendigen M echanism en und In­
strum ente.

Als erstes müßten die staatlichen M onopole aufgebro­
chen, die E igentum sstrukturen um gewandelt, ein neues 
Steuer- und Bankensystem  geschaffen sow ie Märkte 
für alle Produktionsfaktoren und nicht nur für W aren ge­
bildet werden. Ein ernstes Problem bleibt die Inflations­
bekäm pfung, die durch eine drastische Reduzierung 
des hohen Haushaltsdefizits, eine Begrenzung der 
G eldem ission sow ie eine deutliche E inschränkung der 
zentra lfinanzierten Investitionen erfolgen müßte. Soll 
die Inflation m it allen M itteln bekäm pft werden? Die Be­
fürw orter einer radikalen Gesundung der W irtschaft ste l­
len diese Frage erst gar nicht. Sie plädieren m it allen 
Konsequenzen für eine Schocktherapie, die Leistung 
und Effizienz zum Durchbruch verhelfen könnte^. Es 
werden aber auch andere Sanierungskonzepte entwik- 
kelt, in denen der soziale Faktor ein größeres Gewicht 
hat. Diese Konzepte nehmen bewußt einen Umweg zur 
M arktw irtschaft in Kauf. Sie konzentrieren sich dabei 
auf soziale Maßnahmen, die die Folgen der Inflation (so­
lange sie nicht in eine Hyperinflation übergeht) neutrali­
sieren sollen®. Auch wenn die soziale Kom ponente der 
Reform sehr w ichtig ist, lassen die bisherigen langjähri­
gen Erfahrungen erkennen, daß vorsichtige Reform ­

schritte unter Um ständen und ungewollt das Überleben 
zentra lstaatlicher Kräfte erleichtern.

Radikaler Wandel

Die neue poln ische Regierung hat sich für einen radi­
kalen W andel in der W irtschaft entschieden®. Der Sanie­
rungsplan soll sowohl Sofortm aßnahm en (Bekäm pfung 
der Inflation durch Reduzierung des Budgetdefizits, Be­
grenzung der Geldem ission, E inschränkungen bei den 
Investitionskrediten) um fassen als auch einen längerfri-

^ V g l.A . P o l k o w s k i ,  a .a.O .

'  Vgl. G aze ta  bankow a, Nr. 3 7  vom  11. 9.-17. 9. 1989.

® Vgl. K. L u t k o w s k i :  P odgrzac  czy zam ro z lc? , in: P o lilyka , Nr. 34 
vom  16.08 . 1989, S .4.
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stigen Strukturwandel in Gang setzen. Für diesen 
Zweck sollen Staatsbetriebe dem  Finanzm inisterium  
entzogen und einem  unabhängigen „Verm ögensrat“ 
unterstellt werden, der sie dann in einem  offenen Verfah­
ren zügig privatisieren kann. Die poln ische Bevölkerung 
muß weitere Einbußen in ihrem Lebensstandard in Kauf 
nehmen. M it verbesserter Sozialfürsorge und A rbe its­
losenunterstützung soll die schlim m ste Not gem ildert 
werden.

Wo die G renze der sozialen Akzeptanz einer rad ika­
len Reform liegt, weiß niem and zu sagen. Zwar hat die 
Mazowiecki-Regierung von der Bevölkerung einen Ver­
trauensvorschuß erhalten. Doch auch für die neue Re­
gierung ist der Zeitraum  begrenzt, die Bevölkerung wird 
die Lasten der Reform nur kurze Zeit erdulden. Parado­
xerweise ist die M ehrheit der Bevölkerung von der Über­
legenheit der P rivatw irtschaft überzeugt. Nur ist man 
kaum bereit, die Konsequenzen der M arktw irtschaft h in­
zunehmen, man wartet v ie lm ehr ungeduldig (m ittler­
weile schon die dritte Generation) auf schnelle Erfolge.

Daran zeigt sich, welch tiefe Spuren die zentra le Plan­
wirtschaft in den M enschen hinterlassen hat, obwohl die 
Voraussetzungen für den Aufbau des privaten Unter­
nehmertums. in P o le n -v e rg lic h e n  m it der Sowjetunion 
-  weit besser sind. Jedoch werden Postulate w ie „g e ­
rechter Lohn“ und „gerechter P reis“ m eistens m it der für 
das bisherige System  charakteristischen Bedarfsge­
rechtigkeit in Verbindung gebracht. In der M arktw irt­
schaft dagegen entsprechen diese Gerechtigkeitsvor­

stellungen der Leistungsgerechtigkeit: Leistung und G e­
genleistung sollen sich entsprechen. In der zentra len 
Planwirtschaft war das Handeln der M enschen aber 
durch „N ehm en“ , d.h. das einseitige Stellen von An­
sprüchen an Staat und G esellschaft geprägt. Diese Hal­
tung erschwert auch den heutigen Reformprozeß. Der 
Prozeß einer sozialen, ökonom ischen und politischen 
„Um erziehung“ muß parallel m it der institutionellen 
Schaffung des M arktes verlaufen. Darin liegt die ganze 
Brisanz der Reform. Im Hinblick darauf, daß die bis zum 
Erfolg benötigte Zeit selbst im günstigsten Fall eher mit 
Jahrzehnten als m it wenigen Jahren zu bem essen ist, 
sollten die m arktw irtschaftlichen Rahm enbedingungen 
so schnell w ie m öglich geschaffen werden.

Finanzielle Hilfe des Westens

In letzter Zeit werden in Polen die Erfolgsaussichten 
der Reform im m er enger an die Leistungen westlicher 
Hilfe geknüpft. Hat eine solche Hilfe überhaupt einen 
Sinn? Bei einem  radikalen Übergang zu e iner M arktw irt­
schaft westlichen Typs scheint sie unerläßlich. Die w est­
liche finanzielle Unterstützung kann helfen, aus dem 
„prekären D re ieck“ herauszukom m en.

Die G ewerkschaft Solidarnosc erwartet vom Westen 
ein H ilfspaket im Umfang von 10 Mrd. US-S in den näch­
sten drei Jahren, um den Niedergang der polnischen 
W irtschaft aufzuhalten und eine W iederbelebung der 
W irtschaft und ihre Integration in die W eltw irtschaft zu 
fördern. Nach den W irtschaftsexperten von Solidarnosc 
sollte das H ilfspaket folgenderm aßen geschnürt wer­
den: 2,7 Mrd. US-S vom IW F 3,0 Mrd. US-S von der W elt­
bank, 4,3 Mrd. US-S aus neuen bilateralen K rediten’ “ .

Damit die IW F-M illiarden kommen, die zugle ich not­
w endige Voraussetzungen für weitere Hilfe schaffen, 
muß Polen erst einmal ein überzeugendes Programm 
zur Sanierung der W irtschaft vorlegen, um es dann 
Schritt für Schritt zu vollziehen. Bis das IW F-Abkom m en 
vorliegt, wäre eine Überbrückungsfinanzierung durch­
aus zweckmäßig. So w ichtig die westliche Hilfe für Po­
len auch ist, sie kann stets nur eine flankierende Maß­
nahm e sein. Die entscheidenden Leistungen wird Polen 
selbst erbringen müssen.

In d iesem  Sinne ist auch das neulich unterschriebene 
Handels- und Kooperationsabkom m en zw ischen der 
EG und Polen zu bewerten. Das Entgegenkom m en der 
G em einschaft in diesem  Vertragswerk liegt im allm äh li­
chen Abbau quantita tiver E infuhrbeschränkungen ge­
genüber polnischen Gütern. Ob dieser Rahmen mit 
praktischen Inhalten ausgefüllt wird, hängt von der po l­
nischen Seite und den Reform fortschritten ab.

Der gegenwärtige Reform anlauf wird oft als letzte 
Chance der polnischen W irtschaft und Gesellschaft be­
trachtet. Sein qualitativer Unterschied zu den zurücklie­
genden Reform versuchen besteht darin, daß die frühe­
ren W irtschaffsreform en scheiterten, weil s ie nicht 
durch politische Reform en unterstützt wurden. Die w e it­
reichende Interdependenz zw ischen W irtschaft und Po­
litik erfordert heute aber auch, daß die Ö konom ie radikal 
um gestalte t werden muß, um den Dem okrafisierungs- 
prozeß ökonom isch abzusichern. Hier setzt auch die 
w estliche Verpflichtung gegenüber Polen an. Der W e­
sten muß einen Beitrag zur friedlichen und stabilen Ent­
w icklung neuer S trukturen in Polen und im Osten insge­
sam t leisten.

® Vgl. E xposé  des  P rem ie rm in is te rs  Tadeusz M azow ieck i, in : T rybuna 
Ludu. Nr. 213 vom  1 3 .9 . 1989. Am  1 2 .1 0 .1 9 8 0  ve rö ffen tlich te  d ie  p o ln i­
sche  R eg ie rung  e in  rad ika les  R e fo rm pro gra m m , das  d ie  P lanw irtscha ft 
in e ine  M a rk tw irtsch a ft um w an de ln  he lfen  soll. D ieses  P rogram m  soll 
so fo rt b e g innen  und b is  A n fang  1991 ausg e fü h rt w e rden . B innen  drei 
M on a te n  w ird  e in  W aßnahm enpake t zu r In fla tionsbe käm p fun g  (S ubve n ­
tionss tre ichu ngen , Lohnkon tro llen , G e ldve rkna ppung , B e theb ssch lie ­
ßungen. P riva tis ie rung  und K ü rzungen  bei den  A u sgaben  fü r Po lize i und 
S tre itk rä fte ) du rchge se tz t. A n sch ließ end  so ll de r S truk tu rw ande l de r po l­
n ischen  W irtsch a ft in A n g riff gen om m en  w e rde n  -  e ine  S teuer-, E tat- 
und B a nkenre fo rm  sow ie  d ie  S cha ffung  von D ev isen-, Kap ita l-, A k tien - 
und  A rbe itsm ärk te n . Vgl. F rank fu rte r A llge m e ine  Z e itung , Nr. 238/41 D 
vom  1 3 .1 0 .1 9 8 9 .

Vgl. N eue Z ü rche r Ze itu ng , Nr. 201 vom  1 .9 .1 9 8 9 .
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